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hang zweifelsfrei ergibt, wer der Verpflichtete ist. Offen­
kundig ist es gemäß § 72 Abs. 1 AGB die Pflicht der Einzel­
leiter, Arbeitskollektive so zu bilden, daß die Erfüllung und 
gezielte Überbietung der betrieblichen Aufgaben gewährlei­
stet ist.

Der Mechanismus der Regelung 
arbeitsrechtlicher Pflichten des Einzelleiters

In den Rechtsvorschriften nimmt der Gesetzgeber eine „ab­
strakte Ausgestaltung konkreter Rechte und Pflichten vor, 
indem er allgemeinverbindliche und damit staatlich garan­
tierte und geschützte bestimmte mögliche und notwendige 
Verhaltensweisen in Gestalt allgemeiner Handlungsauffor­
derungen und -berechtigungen festlegt“.4 Im Arbeitsrecht 
wird dies z. B. bei der Beurteilung des Werktätigen beson­
ders deutlich. Die §§ 67 ff. AGB regeln für alle Arbeitsrechts­
verhältnisse, unter welchen Voraussetzungen für den Betrieb 
die Verpflichtung zur Anfertigung einer Beurteilung entsteht, 
welche inhaltlichen Aussagen eine Beurteilung enthalten 
muß, welche Anforderungen dabei zu wahren sind, wie die 
Mitwirkung des Arbeitskollektivs und der Gewerkschaft bei 
der Beratung der Beurteilung zu sichern ist und wann und 
wie die Aushändigung der Beurteilung zu erfolgen hat.

Die abstrakte Regelung konkreter arbeitsrechtlicher 
Rechtspflichten geschieht mitunter auch in einem mehrstufi­
gen Verfahren. Beispielsweise ist das Recht jedes Bürgers 
auf Schutz seiner Gesundheit und seiner Arbeitskraft als 
Grundrecht in Art. 35 der Verfassung verankert. Dieses 
Grundrecht wird durch §§ 201 bis 222 AGB inhaltlich ausge­
staltet. So obliegt dem Betrieb (d. h. dem Betriebsleiter) ge­
mäß § 205 Abs. 1 AGB die Rechtspflicht, konkret aufgeführte 
Maßnahmen zu ergreifen, um die vom Gesetz geforderte 
Arbeitssicherheit zu gewährleisten. Diese Rechtspflicht er­
fährt ihrerseits durch § 3 ASVO eine Präzisierung, indem 
vorrangig auf sichere und erschwernisfreie Arbeitsbedingun­
gen ohne Anwendung zusätzlicher Schutzmaßnahmen orien­
tiert wird. Die sicherheitstechnischen Anforderungen der 
jeweiligen Arbeitsprozesse ergeben sich dann aus weiteren, 
konkreteren Rechtsvorschriften (ABАО, Standards usw.).

Die arbeitsrechtlichen Pflichten der Einzelleiter werden 
sowohl durch einen einheitlichen Maßstab als auch entspre­
chend den konkreten betrieblichen Gegebenheiten verbind­
lich gestaltet. Dabei gibt das Recht den Rahmen, innerhalb 
dessen die Pflichten eigenverantwortlich in verbindlicher 
Weise auszugestalten sind. „Eine konkrete juristische Pflicht 
ist ein bestimmtes Maß des von einem bestimmten Rechts­
subjekt (Verpflichteten) staatlich verbindlich geforderten 
Verhaltens. Sie ist ein konkretes Gebot oder Verbot, der die 
Forderung inhärent ist, das in der Rechtsnorm geforderte 
Verhalten tatsächlich zu erbringen.“ 5

Die konkrete Regelung arbeitsrechtlicher Pflichten ge­
schieht auch für did Einzelleiter, ausgehend von den Rechts­
normen, unter Einsatz der Gesamtheit betrieblicher Leitungs­
mittel. Sie umfassen sowohl normative Regelungen, die alle 
im Regelungsbereich vorhandenen Subjekte binden, als auch 
solche Regelungen, die nur bestimmte Adressaten betreffen. 
Zu den betrieblichen rechtlichen Leitungsmitteln gehören 
insbesondere die Arbeitsordnung und andere vom Einzel­
leiter erlassene betriebliche Ordnungen mit normativem 
Charakter, der Betriebskollektivvertrag und andere zwischen 
Einzelleiter und zuständiger betrieblicher Gewerkschaftslei­
tung abgeschlossene Vereinbarungen mit normativem Cha­
rakter, die Weisung gemäß § 82 AGB sowie individuelle ar­
beitsrechtliche Verträge.

Auch für den Einzelleiter stellt die Arbeitsaufgabe (§ 73 
AGB) das Kernstück; seines Arbeitsrechtsverhältnisses und 
die Ausgangsgröße seiner arbeitsrechtlichen Rechtspflichten 
dar. § 73 Abs. 1 AGB formuliert die allgemeinen Anforderun­
gen an die Gestaltung von Arbeitsaufgaben. Auf dieser 
Grundlage sind der konkrete Inhalt der Arbeitsaufgabe des 
Einzelleiters und damit zugleich seine arbeitsrechtlichen 
Rechtspflichten im Arbeitsvertrag (§ 40 Abs. 1 AGB) sowie 
im Funktionsplan oder in anderer geeigneter Form (§ 73 
Abs. 2 AGB) verbindlich zu gestalten.

Korruption in der US-amerikanischen Polizei und Justiz
„Korruption ist eine Tatsache des Lebens“, stellt, bezo­
gen auf Polizisten, Richter, Staatsanwälte und Strafvoll­
zugsbeamte in den USA, das Nachrichtenmagazin „U. S. 
News & World Report“ vom 1. November 1982, S. 46, fest 

Für Polizeibeamte, die täglich erleben, wie eng Pro­
fit und Verbrechen verflochten sind, ist die Versuchung, 
„einen schnellen Dollar zu machen“, sehr groß. Eine von 
der Yale Universität durchgeführte Untersuchung ergab, 
daß über 20 Prozent der Polizeibeamten in Boston, Chi­
cago und Washington selbst zu Rechtstorechem wurden, 
weil sie für die Nichtanzeige von Straftaten Geld und 
Sachwerte annahmen. Eine Reihe von Polizeibeamten kas­
sierte sogar regelmäßig Bestechungsgelder von der Mafia.

Auch aus dem Justizwesen werden Beispiele für Kor­
ruptionsfälle angeführt:
— in New Jersey veranlaßte ein Richter gegen 22 000 Dol­

lar Bestechungsgelder die Entlassung eines Inhaftier­
ten,

— im Bundesstaat New York gestatteten Beamte des 
Strafvollzugs die Verteilung von Rauschgift an Straf­
gefangene, nachdem sie dafür erhebliche Summen ver­
einnahmt hatten.
Dem US-Nachrichtenmagazin ist klar, daß die Mehr­

zahl derartiger Korruptionsfälle im Dunkel bleibt. Dem­
entsprechend schließt der Beitrag mit der resignierenden 
Feststölung: „Die Korruption wird niemals vollständig 
beseitigt werden.“ R. L.

Das Zusammenwirken
arbeitsrechtlicher Pflichten des Einzelleiters
mit Pflichten aus anderen gesellschaftlichen Normen

Pflichten des Einzelleiters hinsichtlich der betrieblichen Lei­
tung der Arbeitsrechtsverhältnisse von Arbeitern und An­
gestellten ergeben sich — abgesehen von den aus Rechtsvor­
schriften erwachsenden Rechtspflichten — auch aus anderen 
gesellschaftlichen Normen.

Besonderer Stellenwert kommt dem immer effektiveren 
Zusammenwirken von Rechtsvorschriften und Normen ge­
sellschaftlicher Organisationen zu. Pflichten, die den Einzel­
leiter betreffen, sind z. B. in Abschn. I, Ziff. 3, Buchst, c der 
Satzung des FDGB enthalten. Danach hat jedes Gewerk­
schaftsmitglied, darunter auch Einzelleiter, die Pflicht, 
„ ... die sozialistische Arbeitsdisziplin einzuhalten und jede 
Disziplinlosigkeit in der Produktion und in der Wirtschaft zu 
bekämpfen...“. Die Eigenart dieser Pflicht, die mit den Fest­
legungen in §§ 80 f. AGB korrespondiert, besteht m. E. darin, 
daß sie von einer gesellschaftlichen Organisation speziell zur 
Regelung ihrer Mitgliedschaftsbeziehungen gesetzt ist und 
daß ihre Einhaltung auch durch diese Organisation gewähr­
leistet wird. Vorbildliche Arbeit zum Wohle aller zu leisten, 
gehört unter sozialistischen Produktionsverhältnissen zu den 
gewerkschaftlichen Mitgliedschaftspflichten.

Pflichten der Einzelleiter sind schließlich auch unter dem 
Aspekt der sozialistischen Moral zu werten: „Mehr denn je 
erhält die Durchsetzung des sozialistischen Rechts in der 
Volkswirtschaft, bei ihrer Leitung und Planung eine mora­
lische Dimension. Die moralischen Vorstellungen und Grund­
sätze des einzelnen, insbesondere seine Arbeitsmoral, ge­
winnen deshalb zunehmende Bedeutung, weil in der intensiv 
erweiterten Reproduktion letztlich die Resultate von der 
Wirksamkeit der lebendigen Arbeit, also vom Leistungswil­
len der Arbeiter, Genossenschaftsbauern, der Intelligenz und 
den anderen Werktätigen abhängen.“6
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